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Verschiedene Staaten (so z. B. Italien, 
Portugal und Griechenland) haben in 
jüngerer Zeit Pauschalbesteuerungsre-
gimes eingeführt, welche in den mit 
diesen Staaten abgeschlossenen Doppel-
besteuerungsabkommen nicht speziell 
adressiert werden. Es stellt sich daher die 
Frage, inwiefern pauschaliert besteuerte 
Personen Abkommensvorteile in Anspruch 
nehmen können.

Die Besteuerung auf «remittance basis» 
nach britischem Vorbild, welche neben 
dem Vereinigten Königreich auch Irland, 
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Malta, Japan und Israel in abgewandelter 
Form kennen, hat eine längere Tradition 
und wird deshalb von den jeweiligen 
Doppelbesteuerungsabkommen auch 
adressiert.

Im Grundsatz gilt, dass auch pauschal
besteuerte (bzw. auf Remittance-Basis 
besteuerte) Personen «ansässige 
Personen» i. S. v. Art. 4 Abs. 1 OECD-MA 
sind und Abkommensvorteile in Anspruch 
nehmen können. Die Verweigerung der 
Rückerstattung der Verrechnungssteuer ist 
nur dann möglich, wenn das jeweilige DBA 
solchen Personen explizit die Berufung auf 
das DBA versagt. Dies ist z. B. mit Bezug auf 
Griechenland, Liechtenstein und Portugal 
nicht der Fall. Somit kann die Rückerstat-
tung der Verrechnungssteuer selbst dann 
verlangt werden, wenn die fragliche 
Dividende in Griechenland, Liechtenstein 
und Portugal nicht besteuert wird.

1	 Vgl. dazu eingehend Claudia Suter, Die Pauschalbesteuerung, StR 2021, 86 ff.

1	 Einleitung

In der Schweiz können zugezogene Personen 
ohne schweizerische Staatsangehörigkeit und 
Beschäftigung unter gewissen Voraussetzungen 
gemäss Art. 14 DBG die Besteuerung nach dem 
Aufwand in Anspruch nehmen.1 Liechtenstein 
hat ein ähnliches System der Pauschalbesteue-
rung eingeführt.
Auch verschiedene andere Staaten kennen Steu-
erregimes, welche insbesondere zugezogene 
Personen privilegiert besteuern. Praktisch be-
sonders bedeutend ist die Privilegierung von 
«resident but not domiciled persons» im Ver-
einigten Königreich, welche es in vergleichbarer 
Form auch in Irland, Malta, Japan und Israel gibt. 
In jüngerer Vergangenheit haben ausserdem 
Staaten wie z. B. Italien, Griechenland und Por-
tugal Pauschalbesteuerungsregimes eingeführt.
Wird eine Person vom Ansässigkeitsstaat privile-
giert besteuert, stellt sich die Frage, ob sie das zwi-
schen ihrem Ansässigkeitsstaat und der Schweiz 
abgeschlossene Doppelbesteuerungsabkommen 
in Anspruch nehmen und die Rückerstattung der 
Verrechnungssteuer verlangen kann.
Zudem hat die Schweiz mittlerweile auch einige 
Doppelbesteuerungsabkommen mit Staaten ab-
geschlossen, welche keine generelle Einkom-
menssteuer erheben. Es handelt sich dabei ins-
besondere um die mit Golfstaaten (Kuwait, Katar 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten) ab-
geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen. 
Auch hier stellt sich die Frage, ob eine in diesem 
Staat domizilierte Person Abkommensvorteile in 
Anspruch nehmen kann.
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2	 Privilegiert besteuerte 
Personen als ansässige 
Personen i. S. v. Art. 4 
OECD-MA

Damit eine Person gestützt auf das zwischen 
der Schweiz (als Quellenstaat) und dem Ansäs-
sigkeitsstaat abgeschlossene Doppelbesteue-
rungsabkommen die Rückerstattung der Ver-
rechnungssteuer verlangen kann, muss es sich 
bei ihr um eine gemäss Art. 4 Abs. 1 OECD-MA 
«ansässige Person» handeln.

2.1	 Wohnsitz oder Aufenthalt als 
Anknüpfungskriterium  
(Art. 4 Abs. 1 Satz 1 OECD-MA)

Gemäss Art. 4 Abs. 1 Satz 1 OECD-MA ist eine 
Person «eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person», wenn sie dort aufgrund ihres Wohn
sitzes oder ständigen Aufenthaltes steuer
pflichtig wird.2
Ob eine Person eine «ansässige Person» i. S. v. 
Art. 4 Abs. 1 OECD-MA ist, hängt mithin vom 
Anknüpfungskriterium und nicht von der Be-
messungsgrundlage ab. Wird sie aufgrund 

2	 Mit Bezug auf die Schweiz als Ansässigkeitsstaat findet Art. 4 Abs. 1 Satz 1 OECD-MA seine Entsprechung in 
den Anknüpfungskriterien des Wohnsitzes (Art. 3 Abs. 2 DBG) bzw. ständigen Aufenthalts (Art. 3 Abs. 3 DBG) 
für die unbeschränkte Steuerpflicht (vgl. Oesterhelt/Seiler, in: Zweifel/Beusch [Hrsg.], Kommentar zum 
Schweizerischen Steuerrecht, DBG, 3. Aufl., Basel 2017, Art. 3 N 12 ff.). Einige von der Schweiz abgeschlossene 
Doppelbesteuerungsabkommen verzichten deshalb auch auf die typologische Formulierung von Art. 4 Abs. 1 
OECD-MA und knüpfen an die unbeschränkte Steuerpflicht an.

3	 Diese Einschränkung, welche in der Fassung von Art. 4 Abs. 1 OECD-MA von 1963 noch nicht enthalten war, 
wurde 1977 in Art. 4 Abs. 1 OECD-MA eingefügt und findet sich in den meisten von der Schweiz abgeschlosse-
nen Doppelbesteuerungsabkommen. Dies trifft auch auf die Abkommen mit Grossbritannien (vgl. nachfolgend 
Ziff. 4.1.2), Irland (vgl. nachfolgend Ziff. 4.2.2), Malta (vgl. nachfolgend Ziff. 4.3.2), Japan (vgl. nachfolgend 
Ziff. 4.4.2), Israel (vgl. nachfolgend Ziff. 4.5.2), Italien (vgl. nachfolgend Ziff. 3.1.2), Griechenland (vgl. nach-
folgend Ziff. 3.3.2) und Liechtenstein (vgl. nachfolgend Ziff. 3.4.2) zu, welche nachfolgend näher untersucht 
werden. In Art. 4 Abs. 1 DBA-Portugal fehlt aber eine Art. 4 Abs. 1 Satz 2 OECD-MA entsprechende Bestimmung 
(vgl. nachfolgend Ziff. 3.2.2). Bei Doppelbesteuerungsabkommen, welche nur auf Einkommen (und nicht auf 
Vermögen) anwendbar sind, fehlt freilich der Hinweis auf das «in diesem Staat gelegene Vermögen», da dieses 
auf die Anknüpfung für die Vermögenssteuer zielt.

ihres Wohnsitzes (und nicht bloss aufgrund 
einer inländischen Quelle bzw. eines lokalen 
Vermögenswertes) steuerpflichtig, handelt es 
sich somit um eine «ansässige Person» i. S. v. 
Art. 4 Abs. 1 OECD-MA.
Dies gilt auch dann, wenn sie von einer Pauschal-
besteuerung profitiert. Selbst wenn eine Person 
nur auf den Einkünften besteuert wird, die in 
den Ansässigkeitsstaat überwiesen («remitted») 
werden – wie z. B. im Vereinigten Königreich bei 
«resident but not domiciled persons» – handelt 
es sich um eine «ansässige Person» i. S. v. Art. 4 
Abs. 1 OECD-MA.

2.2	 Einschränkung von Art. 4 Abs. 1 
Satz 2 OECD-MA

Art.  4 Abs.  1 Satz  2 OECD-MA3 stellt sodann 
klar, dass eine Person, die in diesem Staat nur 
mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat 
oder mit in diesem Staat gelegenen Vermögen 
steuerpflichtig ist, keine «ansässige Person» 
i. S. v. Art. 4 Abs. 1 OECD-MA ist. Es stellt sich 
die Frage, ob privilegiert besteuerte Personen 
u. U. durch Art. 4 Abs. 1 Satz 2 OECD-MA vom 
Anwendungsbereich von Art. 4 Abs. 1 OECD-MA 
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